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eZustellung 
 

Liechtensteinische Post AG 
z.Hd.: Herrn Roland Seger 
Alte Zollstrasse 11 
9494 Schaan 

 

Ihr Schreiben 
26. August 2026 

Aktenzeichen 
734.1 / 2021-12722 

Sachbearbeitung 
GISI/LIBI 

Vaduz 
19. Oktober 2026 

 

 

 

V E R F Ü G U N G  

 

 

 

Das Amt für Kommunikation hat am 19. Oktober 2026 

 
in der Sache von  

 

Liechtensteinische Post AG 

Alte Zollstrasse 11 

9494 Schaan 

 
wegen 

 

Genehmigung von Preisen und Preisänderungen von Produkten im Universaldienst  

gemäss Art. 14 und 15 PPG sowie Art. 16a PPV 

 

unter dem Aktenzeichen 734.1 / 2021-12722 

 

entschieden: 
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1. Dem Antrag vom 26. August 2026 auf Genehmigung der vorgesehenen Preisanpassungen 

per 1. Januar 2027 gemäss den eingereichten Unterlagen wird stattgegeben. 

2. Der Antrag, welcher in Anhang 1 abgebildet ist, und die dem Antrag beigelegten 

Unterlagen bilden einen integralen Bestandteil dieser Genehmigungsverfügung. 

3. Die Liechtensteinische Post AG ist verpflichtet, die Bestimmungen des anwendbaren 

Rechts betreffend den Universaldienst einzuhalten, insbesondere hinsichtlich 

Transparenz, Nichtdiskriminierung und Umfang des Universaldienstangebots. 

4. Die genehmigten Preise und Preisänderungen sind rechtzeitig vor dem Inkraft-

tretensdatum auf der Internetseite der Liechtensteinischen Post AG zu veröffentlichen. 

5. Die Konformitätsfeststellung der PKF (Liechtenstein) AG vom 24. September 2026 an den 

Verwaltungsrat betreffend das interne Kostenrechnungssystem der Liechtensteinischen 

Post AG ist auf der Internetseite der Liechtensteinischen Post AG zu veröffentlichen. 
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Sachverhalt 

A. Mit E-Mail vom 26. August 2026 beim Amt für Kommunikation (nachfolgend «AK») 

eingegangen, stellte die Liechtensteinische Post AG als Universaldiensteanbieterin 

(nachfolgend «Antragstellerin») gemäss Art. 16a der Postdienste- und 

Paketzustelldiensteverordnung (PPV; LGBl. 2023 Nr. 165) einen Antrag auf Genehmigung 

von Preisanpassungen für Universaldienstleistungen mit Wirkung per 1. Januar 2027. 

Dem Antrag lagen folgende Unterlagen bei: 

a) Dokument «LIPO_Workbook_Preisgenehmigung_Universaldienst_2027_final.xlsx» 

enthält die Übersicht der Preise und Mengen auf Einzelproduktebene, für das bisherige 

und das ab 1. Januar 2027 vorgesehene Universaldienstangebot mit den beantragten 

Preisen und Preisänderungen; 

b) Dokument «LIPO_Workbook_Universaldienst_Ergebnis_2026_R12M_Juli2025-

Juni2026_final.xlsx» enthält die Kostenrechnung des Universaldienstes, für die 

bisherige Periode Juli 2025 bis Juni 2026 und für die neue Periode, das Jahr 2027;  

c) Dokument «LIPO_WACC-Zins Berechnung_2026-2027.xlsx» enthält die Berechnung 

des Kapitalkostensatzes (WACC)»; 

d) Dokument «LIPO_Übersicht_Umlagen_Kostenrechnungssystem_Universaldienst_20-

25.xlsx» enthält die Umlagen in Abacus; 

e) Dokument «LIPO_Dokumentation_Kostenrechnungssystem_Universaldienst_2025_ 

v2_final.docx» enthält die Beschreibung des Kostenrechungssystems für den 

Universaldienst. 

B. Das AK bestätigte den Eingang des Antrags am 27. August 2026. 

C. Das AK legte auf Nachfrage der Antragstellerin vom 28. August 2026 am 1. September 

2026 die Periode «R12M Zeitraum (01.07.2025 – 30.06.2026)» als Prüfperiode der 

Konformitätsüberprüfung fest. Am 28. September 2026 folgte als weitere Antragsbeilage 

die Konformitätsfeststellung der Revisionsstelle PKF (Liechtenstein) AG für das verwen-

dete Kostenrechnungssystem mit Datum 24. September 2026. Das Dokument ist in 

Anhang 2 abgebildet. 

D. Das AK gewährte der Antragstellerin am 1. Oktober 2026 das rechtliche Gehör und 

räumte ihr eine Frist bis 16. Oktober 2026 ein. Die Antragstellerin teilte dem AK am 

2. Oktober 2026 mit, keine Einwände zu haben. 
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Entscheidungsgründe  

1. Das AK ist gemäss Art. 24 Abs. 1 des Gesetzes vom 2. März 2023 über Postdienste und 

Paketzustelldienste (PPG; LGBl. 2023 Nr. 151) i.V.m. Art. 3 der Verordnung vom 18. April 

2023 über die Aufgaben und Befugnisse der Regulierungsbehörde im Postsektor (RPV; 

LGBl. 2023 Nr. 166) die nationale Regulierungsbehörde für den Postsektor und zuständig 

für die Prüfung und Genehmigung von Preisen und Preisänderungen des Universal-

diensteanbieters gemäss Art. 14 und 15 PPG i.V.m. Art. 16a PPV. Gemäss Art. 41 Abs. 3 

PPG obliegt der Antragstellerin die Erbringung von Universaldienstleistungen bis zur 

Bezeichnung eines Universaldiensteanbieters durch die Regierung nach Art. 11 Abs. 1 

PPG. Das AK ist zur Entscheidung in der vorliegenden Sache zuständig. 

2. Gemäss Art. 16a PPV ist der Antrag auf Genehmigung von Preisen und Preisänderungen 

mindestens zwei Monate vor dem geplanten Inkrafttretensdatum einzureichen und zu 

begründen. Der Antrag wurde am 26. August 2026 eingereicht, mehr als zwei Monate 

vor dem beantragten Inkrafttreten am 1. Januar 2027. Die Zwei-Monats-Frist gemäss 

Art. 16a PPV wurde eingehalten. Das beantragte Inkrafttretensdatum 1. Januar 2027 ist 

zulässig. 

3. Der Antrag ist hinreichend begründet und mit ausreichenden Unterlagen belegt, um die 

Einhaltung der materiellen Anforderungen der Preisregulierung prüfen zu können. Die in 

der Verfügung vom 31. März 2026 betreffend die Festlegung der Anforderungen für ein 

Kostenrechnungssystem unter Spruchpunkt 6 angeführten Unterlagen, die Anträgen auf 

Genehmigung von Preisen und Preisänderungen beizulegen sind, wurden vollständig 

vorgelegt. 

4. Gemäss Art. 15 Abs. 2 PPG sorgt der Universaldiensteanbieter dafür, dass die Revisions-

stelle jährlich die Übereinstimmung der internen Kostenrechnungssysteme mit den 

Bestimmungen dieses Artikels und den Vorgaben der Regulierungsbehörde überprüft 

und eine diesbezügliche Konformitätsfeststellung veröffentlicht. Die Vorgaben wurden 

vom AK am 31. März 2026 verfügt. Von der Antragstellerin wurde am 28. September 

2026 die Konformitätsfeststellung der Revisionsstelle PKF (Liechtenstein) AG vorgelegt, 

die am 24. September 2026 unterschrieben wurde und somit weniger als 12 Monate 

zurückliegt. Die Prüfung des internen Kostenrechnungssystems wurde gemäss Standard 

ISAE 3000 mit einer Prüftiefe hinreichender Sicherheit durchgeführt. Nach der 

Beurteilung der PKF (Liechtenstein) AG entspricht das interne Kostenrechnungssystem 

der Antragstellerin den gesetzlichen Anforderungen (Art. 15 PPG und Art. 21 PPV) sowie 

den Vorgaben der Regulierungsbehörde und stimmt mit den anwendbaren 

Anforderungen der Regulierungsbehörde überein. Die Konformitätsfeststellung ist in 

Anhang 2 abgebildet. 

5. Die materiellen Anforderungen an die Preisgestaltung im Universaldienst ergeben sich 

namentlich aus Art. 14 PPG: Erschwinglichkeit, Kostenannäherung, Transparenz und 

Nichtdiskriminierung; Distanzunabhängigkeit für inländische Postsendungen. Der 

Umfang des Universaldienstes ergibt sich aus Art. 10 PPG. 
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6. Das AK hat die Begründung der Erschwinglichkeit der beantragten Preise und 

Preisänderungen für alle Nutzer gemäss Art. 14 Abs. 1 PPG geprüft. Die Preiserhöhungen 

in Brief und Paket wirken sich nach den Abschätzungen des AK aufgrund der geringen 

Sendungsmengen pro erwachsene Person nur gering aus. Für Einzelsendungen von 

Briefen bzw. Paketen nach dem Inland- und Ausland ergeben die Abschätzungen eine 

Kostensteigerung pro Jahr und erwachsener Person von unter einem Franken bei 

Paketen (aufgrund von durchschnittlich weniger als einer Paketsendung) bzw. unter 

zwanzig Franken bei Briefsendungen. Betreffend die Auswirkung der Preisänderungen 

auf Geschäftskunden geht das AK davon aus, dass die zusätzlichen Kosten für 

Postsendungen für Unternehmen tragbar sind bzw. von diesen eingedämmt werden 

können, durch Nutzung wettbewerblicher Angebote, bzw. im Briefbereich auch durch 

Digitalisierungsmassnahmen. Das AK stellt keine Anhaltspunkte fest, die die 

Erschwinglichkeit der beantragten Preise und Preisänderungen in Frage stellen würden. 

Die beantragten Preise und Preisänderungen erfüllen damit das Erfordernis der 

Erschwinglichkeit gemäss Art. 14 Abs. 1 PPG. 

7. Das AK hat geprüft, ob die beantragten Preise und Preisänderungen den tatsächlichen 

Kosten der Antragstellerin angenähert sind (Art. 14 Abs. 1 PPG, Art. 15 PPG): Die 

relevanten Werte des Kostenrechnungssystems für den Universaldienst wurden von der 

Antragstellerin für die bisherige Periode (Juni 2025 – Juni 2026) und für das Jahr 2027 

mit den beantragten Preisen bzw. Preisänderungen und den geplanten Mengen und 

Kosten vorgelegt. Die Berechnungen des Kostenrechnungssystem ergeben, dass die 

beantragten Preise und Preisänderungen massvoll gesetzt und notwendig sind. Ohne die 

beantragten Preisänderungen würde das Universaldienstergebnis im Jahr 2027 negativ 

werden. Die beantragten Preise und Preisänderungen sind gemäss den vorgelegten 

Kostenrechnungswerten den Kosten der Antragstellerin im Sinne von Art. 14 Abs. 1 PPG 

angenähert. 

8. Hinsichtlich der vorgelegten Übersicht der Preise und Preisänderungen auf 

Einzelproduktebene bestehen keine Anhaltspunkte für eine Verletzung des Transparenz- 

und des Nichtdiskriminierungsgebots von Art. 14 Abs. 1 PPG. 

9. Die beantragten Preise und Preisänderungen gelten einheitlich für das gesamte Inland 

und sind distanzunabhängig. Das Erfordernis von Art. 14 Abs. 1 Satz 2 PPG ist gewahrt. 

10. Sohin erfüllen die beantragten Preise und Preisänderungen sämtliche materiellen 

Anforderungen gemäss Art. 14 PPG und sind zu genehmigen. 

11. Die Antragstellerin ist nach Art. 17 Abs. 1 PPV verpflichtet, die genehmigten Preise und 

Preisänderungen rechtzeitig vor dem Inkrafttretensdatum auf ihrer Internetseite zu 

veröffentlichen. Das AK veröffentlicht Auszüge dieser Verfügung nach Art. 7 Bst. b RPV 

auf seinem Onlineportal. 

12. Die Erfordernisse der Transparenz und Nichtdiskriminierung von Art. 14 PPG gelten für 

jegliche Veröffentlichungsformen des Universaldienstangebots, auch solche, die erst 

nach der gegenständlichen Genehmigung von der Antragstellerin fertiggestellt werden, 
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u.a. für Tarifrechner, Darstellungen in der Internetseite, elektronische und gedruckte 

Dokumente mit Preislisten. 

RECHTSMITTELBELEHRUNG 

Gegen diese Verfügung/Entscheidung kann binnen 14 Tagen ab Zustellung Vorstellung beim 

Amt für Kommunikation oder Beschwerde an die Beschwerdekommission für Verwaltungsan-

gelegenheiten erhoben werden. 

Die Beschwerde muss enthalten:  

-  Die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung, 

-  die Erklärung, ob die Entscheidung ihrem ganzen Inhalt nach oder nur in einzelnen 

Teilen angefochten wird, 

-  und in letzterem Fall die genaue Bezeichnung des angefochtenen Teiles, 

-  die Beschwerdegründe, 

-  die Anträge, 

-  die Beweismittel, durch welche die Anfechtungsgründe gestützt und bewiesen 

werden wollen, 

-  die Unterschrift des Beschwerdeführers. 

 

 

Vaduz, 19. Oktober 2026 

 

 

AMT FÜR KOMMUNIKATION 

 

Silvio Giorgetta 

Amtsleiter-Stellvertreter 

 
 

 

Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt. 

 

Anhang 1: Antrag 

Anhang 2: Konformitätsfeststellung  
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Anhang 1 Antrag 
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Anhang 2 Konformitätsfeststellung 
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